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Pressemitteilung 

Neuer Meilenstein bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes  
 

100. Kommune bietet Online-Dienst „eWaffe“ an 
 
Das Landratsamt Kulmbach setzt ab sofort als 100. kommunale Waffen-
rechtsbehörde den Online-Dienst „eWaffe“ (Waffenrechtliche Erlaubnisse) 
live ein. Damit ist der Dienst bereits in zehn Bundesländern produktiv im 
Einsatz und steht dort Bürgerinnen und Bürgern digital rund um die Uhr zur 
Verfügung. 
 
Der Online-Dienst eWaffe ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern eine bequeme, 
schnelle und sichere Beantragung waffenrechtlicher Erlaubnisse. eWaffe bietet 
insgesamt 21 Antragsstrecken und konnte sich als effizientes und benutzer-
freundliches Tool etablieren. Seit dem Start dieses Projekts wurden bereits 12.569 
Anträge erfolgreich über den Online-Dienst gestellt. 
 
213 weitere Kommunen in insgesamt 13 Bundesländern befinden sich bereits im 
Rollout-Prozess. Und 83 Kommunen werden bald folgen: ein wichtiger Schritt in 
Richtung Digitalisierung und Vereinfachung behördlicher Abläufe.  
 
Von der AKDB konzipiert und entwickelt – BayKommun AöR betreibt die 
Leitstelle 
 
Im Bereich Waffenrecht hat der Freistaat Bayern die Federführung des Projekts 
„Waffenrechtliche Erlaubnisse“ übernommen, in enger Abstimmung und Zusam-
menarbeit mit dem Saarland, dem Bundesinnenministerium sowie den kommuna-
len Spitzenverbänden. Die Gesamtprojektleitung liegt beim Bayerischen Digitalmi-
nisterium, das die AKDB mit der Umsetzung beauftragte. Diese war für die techni-
sche Konzeption und die Umsetzung verantwortlich und betreibt den Dienst im 
eigenen Rechenzentrum. Auch Support und Weiterentwicklung liegen bei der 
AKDB.  
 
Das umsetzende Bundesland richtete eine Leitstelle ein, die den Betrieb und die 
Weiterentwicklung der OZG-Leistung eWaffe steuert. Diese koordiniert fachliche 
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Anforderungen und Änderungen am Online-Dienst und ist für die organisatori-
sche und rechtliche Nachnutzungsbegleitung bundesweit verantwortlich. Seit Ja-
nuar 2024 übernimmt die BayKommun AöR im Auftrag des Freistaates Bayern die 
Funktion der Leitstelle und steuert sowie koordiniert die Nutzung, Pflege, War-
tung und Weiterentwicklung des Online-Dienstes Waffenrechtliche Erlaubnisse 
gemeinsam mit der AKDB. Durch die enge Zusammenarbeit mit der AKDB und 
den zuständigen Behörden stellt die BayKommun AöR sicher, dass Kommunen 
den Dienst effizient einsetzen und ihren digitalen Bürgerservice weiter ausbauen 
können. 
 
Das Besondere: Der moderne Online-Dienst ist auf Open-Source-Basis entwickelt 
und kann in wenigen Schritten in jede kommunale Website eingebunden werden. 
Entwicklung und Betrieb des Online-Dienstes entsprechen dem Waffengesetz und 
allen Sicherheitsanforderungen.  
 
Ende-zu-Ende digitale Online-Anträge 
 
Das OZG-Projekt wurde nach dem EfA-Prinzip („Einer für Alle“) umgesetzt. Dabei 
wurde ein besonderes Augenmerk auf Kooperation und transparente Kommuni-
kation zwischen Akteuren auf kommunaler, Landes- und Bundesebene gelegt. Bei 
der technischen Entwicklung stand eine nutzerzentrierte und durchgehend digi-
tale Umsetzung des Online-Dienstes im Vordergrund. 
 
Über die AKDB 
 
Seit Gründung 1971 entwickelt die AKDB ein Komplettangebot an Lösungen für 
die Digitalisierung von Kommunen und öffentlichen Einrichtungen. Hierzu zählen 
Fachsoftware, IT-Sicherheit, Beratung, Schulung und eine umfassende Dienstleis-
tungspalette. Das Spektrum an IT-Services reicht von SaaS-Lösungen aus dem 
BSI-zertifizierten Rechenzentrum für alle behördlichen Fachbereiche über hoheitli-
che Aufgaben bei den bayerischen Melde- und Personenstandsregistern bis hin 
zu komplett gemanagten IT-Umgebungen. Im Bereich E-Government bietet die 
AKDB Ländern und Kommunen das Bürgerservice-Portal an, die bundesweit reich-
weitenstärkste interoperable Plattform für Onlineverwaltungsdienste, über die 
Bürger und Unternehmen ihre Transaktionen mit der Verwaltung immer häufiger 
digital abwickeln. Mit dem Nutzerkonto Bund stellt die AKDB der Bundesverwal-
tung seit 2019 das zentrale Zugangssystem (Identity Provider) für die Nutzung 
von Diensten im Rahmen des Online-Zugangsgesetzes (OZG) zur Verfügung. Zu 
den Kunden der AKDB gehören 5.000 Kommunen, Gemeinden, Städte, Landkreise, 
Bezirke sowie öffentliche Institutionen und der Bund. Die AKDB zählt im Unter-
nehmensverbund etwa 1.500 Beschäftigte. 
 


